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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 139/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der unbefristete Bewilligungen zur Errichtung und zum Betrieb von Funk-

anlagen außer Kraft gesetzt werden 

 

BGBl II 140/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen über den Ersatz der Investitionskosten der Anbieter für die Bereitstellung der 
Einrichtungen, die zur Überwachung von Nachrichten, Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung oder zur Registrie-
rung von Teilnehmern erforderlich sind (Investitionskostenersatzverordnung – IKEVO 2023) 

 

BGBl II 141/2023 

Kundmachung des Bundesministers für Finanzen betreffend jene Staaten, die Einwände gegen den Amateurfunkverkehr mit 
Österreich erhoben haben 

 

BGBl II 142/2023 

Kundmachung des Bundesministers für Inneres gem § 7 Abs 5 des Registerzählungsgesetzes über die Feststellung des 
Ergebnisses der Volkszählung 2021 durch die Bundesanstalt Statistik Österreich 

 

BGBl II 143/2023 

Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Bin-
nengrenzen zur Republik Slowenien und Ungarn 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 125 v 11.05.2023, 1 

Beschluss (EU) 2023/936 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 über ein Europäisches Jahr der 
Kompetenzen 

AUSGABE 19 | 12.05.2023 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_139/BGBLA_2023_II_139.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_140/BGBLA_2023_II_140.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_141/BGBLA_2023_II_141.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_142/BGBLA_2023_II_142.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_143/BGBLA_2023_II_143.pdfsig
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023D0936
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023D0936


III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
27.04.2023, V 79/2922 

Ktn BauO; Ktn RaumordnungsG; Gesetzwidrigkeit des Bebauungsplans einer Ktn Stadtgemeinde mangels Regelung der – 
durch die konkrete Baumasse- oder Geschoßflächenzahl ausgedrückten – baulichen Ausnutzung der Grundstücke; keine 
Feststellung der Rechtslage aus der planlichen Darstellung auf Grund der Unbestimmtheit des Verweises auf den „Mittelwert 
der bereits bestehenden baulichen Ausnutzung der im Einflussbereich liegenden Grundstücke" 

 

27.04.2023, E 93/2023 ua 

B-VG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Aberkennung des Status der subsidiär 
Schutzberechtigten betreffend Staatsangehörige der Russischen Föderation; gehäufte Verkennung der Rechtslage und Un-
terlassen jeglicher Ermittlungstätigkeit; unterlassene Auseinandersetzung mit dem konkreten Krankheitsbild des Bf und Auswir-
kungen der Abschiebung auf den Gesundheitszustand 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

26.01.2023, Ro 2020/01/0002 

Vollzugsanweisung; bzgl § 5 Abs 2 Vollzugsanweisung kommt der VwGH zum Auslegungsergebnis, dass der Normengeber 

mit der Verwendung des Begriffs „öffentlich“ bzw „Öffentlichkeit“ im Zusammenhang mit einer (mündlichen oder schriftlichen) 

Äußerung (Erklärung, Mitteilung, Darstellung) auf einen „nicht von vornherein beschränkten Personenkreis“ abstellt, dem die 

Möglichkeit geboten wird, von dieser (mündlichen oder schriftlichen) Äußerung (Erklärung, Mitteilung, Darstellung) Kenntnis zu 

nehmen 

 

21.02.2023, Ra 2019/04/0114 

WirtschaftstreuhandberufG; nach dem WirtschaftstreuhandberufG müssen Wirtschaftstreuhänder eine besondere Vertrau-

enswürdigkeit aufweisen; diese liegt gem § 9 Z 1 leg cit etwa dann nicht vor, wenn der Steuerberater wegen näher beschriebe-

nen Vermögens- und Finanzdelikten von einem Gericht bestraft worden ist; unter einem „Gericht“ iSd § 9 Z 1 leg cit sind aber 

nicht nur inländische Gerichte zu verstehen; für eine Einbeziehung auch ausländischer Verurteilungen spricht – neben dem 

offenen Wortlaut der Bestimmung – hingegen, dass die Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufs (wie im Übrigen jede Art 

von Treuhandschaft) besonderes Vertrauen der Klienten bzw Treugeber in eine korrekte, gesetzeskonforme Ausübung des 

Berufs bzw der Treuhandschaft voraussetzt 

 

30.03.2023, Ra 2021/21/0028 

BVA-VerfahrensG; angesichts der dem Revisionswerber zur Last gelegten Straftaten und der daraus vom BVwG vertretbar 

abgeleiteten besonderen Gefährlichkeit des Revisionswerbers kann es zwar nicht zweifelhaft sein, dass gegen ihn die Erlas-

sung eines Einreiseverbots grundsätzlich zulässig ist; aus den privaten und familiären Interessen des Revisionswerbers müs-

sen jedoch ersichtliche Schlussfolgerungen in Bezug auf die Dauer des über ihn verhängten Einreiseverbots gezogen werden 

 

30.03.2023, Ra 2021/21/0234 

FremdenpolizeiG; Niederlassungs- und AufenthaltsG; ein Drittstaatsangehöriger, der mit einem sein Freizügigkeitsrecht 

in Österreich ausübenden EWR-Bürger eine Ehe eingegangen war, ist auch dann, wenn diese Ehe als Aufenthaltsehe zu 

qualifizieren ist, als „begünstigter Drittstaatsangehöriger“ iSd § 2 Abs 4 Z 11 FremdenpolizeiG zu behandeln und demzufolge 

gegen ihn eine Ausweisung (und keine Rückkehrentscheidung) bzw ein Aufenthaltsverbot (und kein Einreiseverbot) zu erlassen; 

zwar jedenfalls solange keine rechtskräftige Feststellung iSd § 54 Abs 7 Niederlassungs- und AufenthaltsG vorliegt 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20230427_22V00079_00/JFT_20230427_22V00079_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20230427_23E00093_00/JFT_20230427_23E00093_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2020010002_20230126J00/JWT_2020010002_20230126J00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2019040114_20230221L00/JWT_2019040114_20230221L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2021210028_20230330L00/JWT_2021210028_20230330L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2021210234_20230330L00/JWT_2021210234_20230330L00.pdf


12.04.2023, Ra 2020/05/0068 

AWG; VStG; nach § 37 Abs 1 AWG ist nicht jede Änderung einer Behandlungsanlage genehmigungspflichtig, sondern es 

bedürfen lediglich „wesentliche Änderungen“ iSd § 2 Abs 8 Z 3 leg cit einer Genehmigung der Behörde; ein Schuldspruch nach 

§ 79 Abs 1 Z 9 leg cit muss daher, um das Erfordernis des § 44a Z 1 VStG zu erfüllen, auch jene Tatumstände enthalten, die 

eine Beurteilung dahingehend zulassen, ob die vorgenommene Änderung der Behandlungsanlage „wesentlich“ ist; es muss 

daher im Rahmen der als erwiesen angenommenen Tat dargelegt werden, ob die Änderung einem der explizit in § 2 Abs 8 Z 3 

AWG genannten Fälle unterfällt oder ob die Änderung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den Menschen oder auf die 

Umwelt haben kann 

 

13.04.2023, Ra 2022/05/0193 

NÖ BauO; eine Baubewilligung wird für ein durch seine Größe und Lage bestimmtes Vorhaben erteilt, sodass ein Abweichen 

hiervon eine neuerliche Bewilligung erfordert; ob ein aliud vorliegt, ist immer an Hand eines bestimmten Projekts im Vergleich 

zu etwas anderem zu prüfen; bei der Qualifikation, ob ein anderes (neues) Bauvorhaben vorliegt, kommt es ausschließlich auf 

die Unterschiede bzw Identität zwischen dem ursprünglich bewilligten und dem beantragten (hier: errichteten) Projekt an 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 19.04.2023, W287 2243166-1 

DSGVO; GewO; bei historischen Zahlungserfahrungsdaten handelt es sich um jene Zahlungserfahrungsdaten, die grund-
sätzlich von größter Tragweite im Spektrum von möglichen Zahlungserfahrungsdaten sind; einzelfallbezogen lag zwar ein In-
solvenzverfahren von kurzer Dauer vor und offenbar konnte der Zahlungsplan erfüllt werden; ganz generell wird man für den 
Fall der Einleitung von Insolvenzverfahren jedoch eine längere Speicherfrist als gerechtfertigt ansehen können, zumal in 
einem derartigen Fall evident ein gravierender Fall einer Zahlungsunfähigkeit vorgelegen ist; es kann daher auch kein Verstoß 
gegen den Grundsatz der Datenminimierung erblickt werden, zumal die Mindestspeicherdauer von 5 Jahren erst im vergan-
genen Jahr (vor ca 9 Monaten) abgelaufen ist 

 

LVwG Oö 05.04.2023, LVwG-200106 

SchulpflichtG; nach dem SchulpflichtG sind die Eltern bzw sonstigen Erziehungsberechtigten Verantwortungsträger dafür, 
dass der Schulpflicht ihres Kinds nachgekommen wird; sind mehrere physische Personen (Mutter und Vater bzw sonstige Er-
ziehungsberechtigte) in der Vertretungsverantwortung gegenüber einer dritten Person (ihrem Schulkind), so ist jeder Elternteil 
bzw jede sonstige erziehungsberechtigte Person für sich individuell verwaltungsstrafrechtlich dann verantwortlich, soweit 
diese Person Verschulden trifft 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
11.05.2023, Rs C-620/21, MOMTRADE RUSE 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 132 Abs 1 Buchst g 
– Befreiung von eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbundenen Dienstleistungen, die von Einrichtungen 
erbracht werden, die von dem betreffenden Mitgliedstaat als Einrichtungen mit sozialem Charakter anerkannt sind – Dienst-
leistungen an einen Nichtsteuerpflichtigen in einem anderen Mitgliedstaat als dem der Niederlassung des Dienstleistungser-
bringers – Beurteilung der Art der Leistungen und der Voraussetzung, dass es sich um eine als Einrichtung mit sozialem Cha-
rakter anerkannte Einrichtung handelt – Bestimmung des maßgebenden nationalen Rechts – Begriff ‚betreffender Mitgliedstaat 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2020050068_20230412L00/JWT_2020050068_20230412L00.pdf
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=273602&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=396830


11.05.2023, Rs C-817/21, Inspecţia Judiciară 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsstaatlichkeit – Unabhängigkeit der Justiz – Art 19 Abs 1 Unterabs 2 EUV – Entschei-
dung 2006/928/EG – Richterliche Unabhängigkeit – Disziplinarverfahren – Justizinspektion – Chefinspekteur, der über Re-
gelungs‑, Auswahl‑, Bewertungs‑, Ernennungs- und disziplinarische Untersuchungsbefugnisse verfügt 

 

11.05.2023, Rs C-101/22 P, Kommission/ Sopra Steria Benelux und Unisys Belgium 

Rechtsmittel – Verfahrensordnung des Gerichtshofs – Art 169 – Rechtsmittel, das gegen die Entscheidungsformel der Ent-
scheidung des Gerichts gerichtet ist – Öffentliche Dienstleistungsaufträge – Ausschreibungsverfahren – Verordnung (EU, 
Euratom) 2018/1046 – Art 170 Abs 3 – Anhang I Nr 23 – Abgelehnter Bieter, der der Europäischen Kommission Hinweise darauf 
übermittelt, dass das ausgewählte Angebot ungewöhnlich niedrig ist – Umfang der Begründungspflicht des öffentlichen Auf-
traggebers 

 

11.05.2023, Rs C-155/22, Bezirkshauptmannschaft Lilienfeld 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Kraftverkehr – Gemeinsame Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunter-
nehmers – Verordnung (EG) Nr 1071/2009 – Art 6 und 22 – Nationale Regelung, die die Übertragung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für schwerwiegende Verstöße im Bereich der Lenk- und Ruhezeiten ermöglicht – Fehlende Berücksichti-
gung der für diese Verstöße verhängten Sanktionen im Rahmen der Beurteilung der Zuverlässigkeit eines Kraftverkehrsunter-
nehmens 

 

11.05.2023, verb Rs C-156/22 bis C-158/22, TAP Portugal (Décès du copilote) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Verordnung (EG) Nr 261/2004 – Ausgleichsleistung für Fluggäste bei An-
nullierung eines Fluges – Art 5 Abs 3 – Befreiung von der Ausgleichspflicht – Begriff ,außergewöhnliche Umstände‘ – Uner-
wartete Abwesenheit eines für die Durchführung des Fluges unverzichtbaren Besatzungsmitglieds aufgrund von Krankheit 
oder Tod 

 

11.05.2023, verb Rs C-407/22 u C-408/22, Manitou BF 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuer – Art 49 AEUV – Niederlassungsfreiheit – Körperschaftsteuer – Konzernbesteuerung 
[französische ‚intégration fiscale‘] – Befreiung der von den Tochtergesellschaften eines steuerlichen Konzerns gezahlten 
Dividenden von der Steuer – Gebietsansässige Muttergesellschaft – Kapitalverflechtungen mit gebietsansässigen und gebiets-
fremden Gesellschaften ohne Bildung eines steuerlichen Konzerns – Befreiung der von gebietsfremden Tochtergesellschaften 
gezahlten Dividenden von der Steuer – Nicht abziehbare Ausgaben und Aufwendungen, die mit der Beteiligung zusammenhän-
gen – Keine Neutralisierung der Hinzurechnung dieser Ausgaben und Aufwendungen 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
11.05.2023, Rs C-33/22, Österreichische Datenschutzbehörde (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz personenbezogener Daten – Art 16 Abs 2 AEUV – Tätigkeiten, die in den Anwen-
dungsbereich des Unionsrechts fallen – Datenschutz-Grundverordnung – Die nationale Sicherheit betreffende Tätigkeiten – 
Untersuchungsausschuss des Parlaments eines Mitgliedstaats – Kontrolle der Tätigkeit einer Polizeibehörde – Zuständig-
keiten der Aufsichtsbehörde für den Schutz personenbezogener Daten –Art 55 Abs 1 – Art 77 Abs 1 – Unmittelbare Wirkung 

 

11.05.2023, Rs C-66/22, Infraestruturas de Portugal und Futrifer Indústrias Ferroviárias (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2014/24/EU – Öffentliche Auftragsvergabe – Fakultative Ausschlussgründe – Art 
57 Abs 4 Buchst d – Ausschluss eines Wirtschaftsteilnehmers von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren – Sanktion 
für wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen – Automatischer Ausschluss aufgrund einer früheren Entscheidung einer 
Wettbewerbsbehörde – Befugnisse des öffentlichen Auftraggebers zur Beurteilung des Vorliegens des Ausschlussgrundes – 
Art 57 Abs 6 – Eignung und Zuverlässigkeit des Bieters – Begründung – Im Vergabeverfahren selbst festgestellte wettbewerbs-

beschränkende Verhaltensweisen 

 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=273603&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=396830
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11.05.2023, Rs C-201/22, Telia Finland (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechte des geistigen Eigentums – Richtlinie 2014/26/EU – Kollektive Wahrnehmung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten – Organisation für die kollektive Rechtewahrnehmung – Richtlinie 2004/48/EG – 
Maßnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe, die für die Sicherstellung der Wahrung der Rechte des geistigen Eigentums erfor-
derlich sind – Art 4 – Zur Beantragung der Anwendung der in der Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen, Verfahren und Rechts-
behelfe befugte Personen – Zur Erteilung von kollektiven Lizenzen mit erweiterter Wirkung befugte Organisationen für die kol-
lektive Rechtewahrnehmung – Rechtsinhaber, die die Organisation nicht zu ihrer Vertretung ermächtigt haben 

 

11.05.2023, Rs C-266/22, CRRC Qingdao Sifang ua (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungsaufträge – Richtlinie 2014/24/EU – Art 25 – Nationale Rechtsvorschriften, die nach Veröffentlichung der Auf-
tragsbekanntmachung in Kraft getreten sind – Änderung des Begriffs „Wirtschaftsteilnehmer“ – Ausschluss des Angebots eines 
in der Volksrepublik China ansässigen Wirtschaftsteilnehmers – Drittland, das kein Übereinkommen im Sinne von Art 25 
unterzeichnet hat 

 

11.05.2023, Rs C-278/22, AUTOTECHNICA FLEET SERVICES (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Niederlassungsfreiheit – Freier Dienstleistungsverkehr – Anwendungsbereich der Richtlinie 
2006/123/EG – Art 2 Abs 2 Buchst b – Finanzdienstleistungen – Finanzierungsleasing und operatives Leasing – Art 9 und 10 
– Anforderung, die Genehmigung einer Aufsichtsbehörde einzuholen 

 

C. GERICHT 

 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
09.05.2023, Beschwerde Nr 61177/09, Korkut und AI Türkei/Türkei 

Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); Verletzung von Art 11 EMRK (Versammlungs- und Vereinsfrei-
heit), Verurteilung des Vorsitzenden der türkischen Sektion von Amnesty International zu einer Verwaltungsstrafe wegen 
Nichteinhaltung einer gesetzlichen Bestimmung, die von Vereinigungen verlangt, aus dem Ausland erhaltene Gelder vor ihrer 
Verwendung bei der Verwaltung anzumelden; unzureichend begründete Entscheidungen der innerstaatlichen Gerichte; Einmi-
schung, die nicht durch ein vorhersehbares Gesetz vorgesehen ist 

 

09.05.2023, Beschwerde Nr 31172/19, Zeugen Jehovas/Finnland 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); keine Verletzung von Art 9 EMRK (Religionsfreiheit); 
Verbot für Zeugen, ohne Einwilligung der betroffenen Personen personenbezogene Daten bei Tür-zu-Tür-Predigten zu erhe-
ben und zu verarbeiten; Auslegung der einschlägigen Datenschutzbestimmungen gemäß den Leitlinien des EuGH nicht will-
kürlich oder unangemessen; außergewöhnliche Umstände, die den Verzicht auf eine mündliche Anhörung rechtfertigen 
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Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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